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I. Grundüberlegungen 

1. Die beiden Anträge, die Gegenstand der vorliegenden Anhörung sind, wenden 
sich jeweils gegen Vorstellungen, Verantwortlichkeiten der Betreiber von Kern-
kraftwerken auf eine sog. Bad Bank auszulagern. Damit werden in der politi-
schen Diskussion Vorstellungen kritisiert, die EVU könnten es darauf anlegen, 
ihre Rückstellungen für Rückbau- und Entsorgungsverpflichtungen auf eine 
staatliche Stelle zu übertragen und auf Schadensersatzforderungen aus ver-
schiedenen Klageverfahren gegen Bund und Länder zu verzichten, um im Ge-
genzug aus der Verursacherverantwortlichkeit für die Folgen der friedlichen 
Nutzung der Kernenergie vollständig entlastet zu werden. Es war sogar die Rede 
davon, dem Staat auch den Betrieb der noch laufenden Kernkraftwerke bis zu 
ihrer Stilllegung überzuhelfen. Ein Gesamtpaket zur Entpflichtung der Verursa-
cher, das vielfach – auch aus meiner Sicht zu Recht – kritisiert wird. In beiden 
Anträgen wird dem Vorschlag zu einer solchen Bad Bank vorgehalten, es werde 
darauf abgezielt, die Gewinne zu privatisieren und die Verluste der Allgemein-
heit aufzubürden. 
 

2. Die politische Diskussion hat bislang nicht die positiven Aspekte der Bad Bank-
Vorstellungen herausgearbeitet. Wenn es möglich sein sollte, ein Paket zu 
schnüren, das eine Übertragung der Rückstellungen der EVU, die auf etwa 
35 Mrd. € geschätzt werden, auf eine staatliche Einrichtung erlaubt, dann zeigt 
das Folgendes auf: Die Auflösung der Rückstellungen bei den EVU und Übertra-
gung der liquiden Mittel beispielsweise auf eine Stiftung ist für die EVU grund-
sätzlich machbar. Das bedeutet für das Thema der geplanten Sicherstellung der 
Rückstellungen durch Überführung der Finanzmittel auf einen öffentlich-
rechtlichen Fonds, dass eben keine grundsätzlichen betriebswirtschaftlichen 
Bedenken entgegengehalten werden können. Viele schreckten im Rahmen der 
langjährigen Diskussion über die Machbarkeit eines öffentlich-rechtlichen 
Fonds vor den Auswirkungen zurück, die der Entzug der Liquidität für die EVU 
bedeuten könnte. Alle wissen, dass die Rückstellungsbeträge nicht auf einem 
Konto angelegt sind, sondern die Mittel in Sachgüter oder Beteiligungen inves-
tiert sind. Diese Investitionen müssten umgeschichtet und umfinanziert wer-
den, wenn sie als Geldmittel einem Fonds zugeführt werden. Und hier zeigt sich 
der positive Gehalt des Bad Bank-Vorhabens; die EVU haben offenbar selbst 
vergleichbare Planungen in der Schublade, wenn es um das Angebot der Aus-
zahlung der Rückstellungen geht. Die EVU wollen offenbar reinen Tisch machen 
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und sehen genügend finanzielle Spielräume. Der Grundgedanke der Bad Bank 
ist Beleg für die Machbarkeit eines öffentlich-rechtlichen Fonds. Es kann aber 
nicht um das billige Abschieben von jahrzehntelang angewachsenen Verant-
wortlichkeiten auf eine Bad Bank gehen; es müssen die Mittel zur Erfüllung 
langjähriger Zahlungspflichten auf einer Good Bank sichergestellt werden. 
 

3. Unser Anwaltsbüro beschäftigt sich schon seit 2002 mit den rechtlichen Fragen 
um einen öffentlich-rechtlichen Fonds. Wir haben bereits 2009 einen Gesetz-
entwurf im Auftrag des BfS ausgearbeitet. Der Gesetzentwurf nebst Begrün-
dung sowie die Inhaltsverzeichnisse unserer Begutachtungen seit 2002 sind in 
der Anlage beigefügt. Wir haben auch verfassungsrechtliche Prüfungen mit 
dem Ergebnis– in Übereinstimmung mit anderen Gutachten – angestellt, dass 
die Überführung von Rückstellungen in einen Fonds keine erdrückende Wirkung 
i. S. v. Art. 14 GG hätte. Diese Einschätzung der wirtschaftlich beherrschbaren 
Folgen der Einführung eines öffentlich-rechtlichen Fonds bestätigen die Bad 
Bank-Überlegungen in vollem Umfang.  

 
II. Gestaltung der Einführung eines öffentlich-rechtlichen Fonds 

1. Die politische Diskussion dürfte sich nicht zuletzt vor dem aufgezeigten Hinter-
grund nicht länger mit dem „Ob“, sondern hauptsächlich mit dem „Wie“ der 
Einführung und Gestaltung eines öffentlich-rechtlichen Fonds beschäftigen. 
Dabei stehen folgende Fragen im Vordergrund: 

 
(1) Freistellung von der Kostenlast statt von der Verantwortung, 
(2) Kostenerstattungsanspruch mit Nachschusspflicht, 
(3) Umfang der Sicherstellung der Rückstellungen. 

 
2. Kostenlastfreistellung 

 
Den möglichen EVU-Planungen haftet der Makel an, nicht vorrangig eine Si-
cherstellung von Zahlungsmitteln für zukünftige Verpflichtungen bewirken zu 
wollen; es scheint die Freistellung von der Verantwortungshaftung in der Zu-
kunft im Vordergrund zu stehen. Das darf es nicht geben! Eine Überführung der 
Finanzmittel in einen öffentlich-rechtlichen Fonds darf nicht mit einem Über-
gang der (vorrangig) öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu Stilllegung, 
Rückbau und Entsorgung von AKW und Brennelementen auf die öffentliche 
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Hand verbunden sein. Der öffentlich-rechtliche Fonds – so die Struktur, die wir 
bereits 2002/2009 ausarbeiten konnten – berechnet die voraussichtlichen Kos-
ten, fordert entsprechende (ratierliche) Zuführungen und gewährt eine Erstat-
tung der Kosten auf Nachweis. Die atomrechtliche Verantwortung bleibt allein 
beim EVU. Das EVU hat ein „Ansparkonto“ bei der Good Bank. Die Good Bank 
legt an und zahlt aus. Das EVU organisiert und verantwortet die Stilllegungs- 
und Folgelasten allein. 
 
Ganz nebenbei bleibt der Vorsteuerabzug erhalten, der dem Staat bei einer Or-
ganisation der entsprechenden Aufgaben als Endverbraucher verwehrt wäre. 
 

3. Nachschusspflicht 
 
Viele Beiträge in der Debatte um eine Sicherstellung der zukünftigen Kosten-
tragungspflichten der EVU kreisen um die Frage, inwieweit die bislang gebilde-
ten Rückstellungen ausreichend sind. Das ist eine wichtige Momentaufnahme, 
die manchmal die steuerlichen Nachteile von (zu) großen Rückstellungsbeträ-
gen für den Fiskus aus den Augen verliert. Eine Zuführungspflicht zu einem öf-
fentlich-rechtlichen Fonds hätte sich auf Kostenermittlungen und Kostenprog-
nosen des öffentlich-rechtlichen Fonds oder mit eingeschalteter, staatlicher In-
stitutionen zu stützen (vgl. z. B. Ermittlung/Festlegung Vorausleistungen für 
Endlagerkosten durch BfS). Diese Prognosen sind ständig an die Erkenntnisse 
und Kostenentwicklungen anzupassen. Die Verpflichtung zur vollständigen 
Kostentragung verbleibt beim EVU. Das EVU ist deshalb zur jeweiligen Kosten-
deckung verpflichtet. Die Sicherstellung der Rückstellungen in einem Fonds ist 
keine Einmalzahlung, das EVU bleibt grundsätzlich zum „Nachschuss“ verpflich-
tet. Die Höhe der vorliegenden Rückstellungen bietet eine Orientierung für den 
Fonds; die Rückstellungen bilden aber keinen rechtlich verbindlichen Rahmen 
für die Zuführungsforderungen des öffentlich-rechtlichen Fonds. Der öffentlich-
rechtliche Fonds hat die zu erwartenden Kostenlasten unabhängig von den vor-
handenen Rückstellungshöhen abzuschätzen und festzusetzen. Dabei kann ins-
besondere die Kostenermittlung für Errichtung und Betrieb eines Endlagers 
nach dem StandAG, das ab 2050 offen stehen soll, zunächst nur sehr vorläufig 
sein und Risikoaufschläge erfordern. 
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4. Reichweite eines öffentlich-rechtlichen Fonds 
 
Die Bad Bank-Gerüchte geben den Vorstellungen Raum, die gebildeten Rück-
stellungen möglichst im vollen Umfang in einen öffentlich-rechtlichen Fonds zu 
überführen. Es gibt zwar auch Überlegungen, die für Rückbau und Stilllegung 
vorgesehenen Rückstellungsmittel bei den EVU zu belassen; die Sicherung der 
Rückstellungen über einen Fonds wäre dann für jene Mittel vorzusehen, die für 
die Entsorgung notwendig werden. Eine Schätzung geht bei einem Gesamtvo-
lumen von 35 Mrd. € von etwa 16 Mrd. € Rückstellungen für Stilllegung und 
Rückbau sowie für die Entsorgung i. H. v. 19 Mrd. € aus. 
 
Dabei scheinen sich aber Überlegungen durchzusetzen, auch für den Fall, die 
Rückstellungen teilweise bei den EVU zu belassen, andere Sicherungsmittel ge-
gen Insolvenzrisiken einführen zu wollen. Bekannt ist der Ansatz, die EVU wie 
Versicherungen gesetzlich zu verpflichten, Sicherungsvermögen zu bilden. Eine 
Verpflichtung analog § 68 Versicherungsaufsichtsgesetz wäre für EVU nicht 
mehr oder weniger belastend als die Pflicht der Zuführung zu einem Fonds. Ent-
scheidend für die EVU ist der Vorteil der Innenfinanzierung. Das ist der Vorteil, 
die Rückstellungsmittel ohne Zweckbindung für unternehmerisches Handeln 
zur Verfügung zu haben, insbesondere auf Fremdfinanzierungen nicht oder im 
geringeren Umfang angewiesen zu sein (Soweit Fremdfinanzierungen zusätz-
lich erforderlich sind, vermindern hohe Rückstellungen die Eigenkapitalquote, 
was Finanzierungsmehrkosten bei den Banken auslösen kann). 
 
Wer „A“ sagt, sollte auch „B“ sagen – wer den Vorteil der Innenfinanzierung 
aufgrund der (Insolvenz-) Risiken nehmen will, der kann auch die Zuführung der 
Rückstellungsmittel in einen öffentlich-rechtlichen Fonds fordern. 
 
Für weitere in der Diskussion befindliche Instrumente wie harte Patronatserklä-
rungen, langfristig sichere Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträge etc. 
bleibt noch genügend Raum zur Absicherung der Zukunftsrisiken, die vorste-
hend unter „Nachschusspflicht“ zusammengefasst sind (vgl. II.3.). 
 
Es sollte das „Angebot“ der EVU aus dem Bad Bank-Modell angenommen wer-
den, nicht nur die Rückstellungen betreffend die Entsorgung, sondern auch jene 
für Stilllegung und Rückbau in einem öffentlich-rechtlichen Fonds sichergestellt 
zu sehen. 
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III. Einzelaspekte 

1. Innenfinanzierung 
 
Die Rückstellungen der EVU nach § 249 Abs. 1 HGB unterliegen keinen Bindun-
gen. Die Rückstellungen werden von den Betreibergesellschaften gebildet, sind 
aber regelmäßig als Darlehen an die Muttergesellschaften weitergeleitet. Die 
Muttergesellschaften verfügen damit über eine (steuerbegünstigte) Innenfi-
nanzierung. Diese Wettbewerbsverzerrung im (Energie-)Markt ist bereits viel-
fach kritisiert worden.  
 

2. Insolvenzrisiko 
 
Im Insolvenzfall müsste der Staat die verbleibenden Kosten der Stilllegung und 
Entsorgung übernehmen, um keine Gefahren für die Allgemeinheit eintreten zu 
lassen, wenn kein anderer verpflichtet ist, für die Kosten einzutreten.  
 
Für den Fall der Insolvenz einer Betreibergesellschaft hat die Muttergesellschaft 
für die Tochtergesellschaft einzutreten, wenn ein Beherrschungs- und Gewinn-
abführungsvertrag besteht oder eine sog. „harte“ Patronatserklärung abgege-
ben ist. Diese Sicherungsmittel sind grundsätzlich kündbar. Mit der sog. Solidar-
vereinbarung aus dem Jahr 2001 haben sich die Konzernmütter – nach zwi-
schenzeitlicher Verlängerung – bis April 2022 verpflichtet, mit ihren Tochterge-
sellschaften Beherrschungs- und Gewinnabführungsverträge abzuschließen 
oder zugunsten ihrer Töchter „harte“ Patronatserklärungen abzugeben. Das ist 
Teil der von den EVU nach dem AtG zu erbringenden Deckungsvorsorge für den 
Schadensfall. Für die Zeit danach wird eine entsprechende gesetzliche Verpflich-
tung zur Aufrechterhaltung solcher Sicherungsmittel erörtert.  
 
Diese Instrumente versagen für den Fall der Insolvenz einer Konzernmutter. 
Vergleichbar müssen auch Umstrukturierungen von Konzernen eingeschätzt 
werden, insbesondere in Bezug auf Verbleib und Absicherung der Verursacher-
verantwortlichkeit. Die EVU haben aktuell erkennbar große Schwierigkeiten, ihr 
unternehmerisches Handeln mit den Anforderungen aus der Energiewende in 
Einklang zu bringen. Diese wirtschaftlichen Risiken sind zu berücksichtigen.  
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3. Lücken im Atomgesetz 
 
Im Zusammenhang mit den vorstehenden Fragestellungen zeigen sich auch Lü-
cken im Atomgesetz. 
 
a) Das Atomgesetz sieht keine bindende Rückbaupflicht vor, sondern erlaubt 

auch die Alternative des sicheren Einschlusses eines stillgelegten KKW. Da-
mit besteht das Risiko einer langfristigen „Vertagung“ des Rückbaus und des 
Einsatzes der rückgestellten Finanzmittel.  

 
 Bislang planen die EVU den Rückbau der stillgelegten Anlagen und zwar bis 

ca. 2045 (vgl. Entwurf NaPro). Dieser Rückbau sollte gesetzlich vorgesehen 
werden, indem die Stilllegung mit sicherem Einschluss gesetzlich gestrichen 
oder befristet wird.  

 
b) Die Verantwortlichkeit der EVU für die angeführten Kosten wird aus dem 

Verursacherprinzip und dem Polizei- und Ordnungsrecht abgeleitet. Eine 
Rechtspflicht zur Übernahme der Kostenlast durch Betreiber- und Mutterge-
sellschaften sieht das AtG selbst nicht vor.  

 
c) Soweit das System der HGB-Rückstellungen beibehalten wird, sollte mehr 

Transparenz hergestellt werden. Dem Bund sollte als Recht eingeräumt wer-
den, die zur Begründung der Rückstellungshöhen herangezogenen Gutach-
ten sowie die Prüfberichte der Wirtschaftsprüfer einsehen zu können. Diese 
Rechte könnten die atomrechtlichen Aufsichtsbehörden oder das Bundesamt 
für Strahlenschutz wahrnehmen, damit eine Überprüfung der Richtigkeit der 
Rückstellungen ermöglicht wird.  
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